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Aufgrund der 3. Verordnung zur Änderung der 1. Verordnung ~ur Durehführung 

des Bundesbaugesetzes vom 21.4.1970 - GV.NW S. 299 - können in den Be­

bauungsplänen auch Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher 

Anlagen nach § 103 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 der Landesbauordnung aufge­

nommen werden. Die Ermächtigungsgrundlage hierzu bildet § 9 Abs. 2 

des Bundesbaugesetzes vom 23.6.1960 - BGBl. I S. 341-, zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 24.5.1968 - BGBl. I S. 503 -. 

Im Interesse einer geordneten städtebaulichen Entwicklung wird von der 

Möglichkeit, die äußere Gestaltung baulicher Anlagen durch Text in den 

Bebauungsplänen festzusetzen, Gebrauch gemacht. 

Da dieser Text gestalterische Fest5etzungen gemäß § 9 BBauG und § 103 

BauO NW zum Inhalt hat, sind die auf dem Bebauungsplan enthaltenen 

rechtsverbindlichen Festsetzungen gemäß § 9 BBauG aufzuheben und 

die übrigen textlichen Festsetzungen zu streichen. 
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Textliche Festsetzungen zum Bnb~uungsplan Nr. 80 

~9~!!~~~_~~~_~~~~E:~~~~§:~~:_~~~~!~~~~_:_2:_~:§~~~~~§ 

§ 1 	 Sofern im Plan keine Bauweise festgesetzt ist, gelten Rußer flir die 
GE-Gebiete die Vorschriften der offenen Bauweise gem. § 22 BAuNVO. 

§ 2 	 Nebenanlagen nnch § 14 Abs. 1 BAuNVO sind in MI-Gebieten unzulässig. 

§ 3 	 Alle Garagen müssen unAbhängig von den festgelegten Brulinien und 
Baugrenzen von den öffentlichen Verkehrsflächen mindestens 6,00 m 
Abstand haben. Von den Begrenzungslinion der öffentlichen Verkehrs­
flächen gemessen dlirfen Garagen und Stellpl~tze nur bis zu einer 
Tiefe von 20,00 m errichtet werden. Bei Garagen im Bauwich dRrf dAs 
Bauwerk die Länge von 10,50 m nicht liberschreiten. 

§ 4 	 Außer den im Plan festgelegten sind Zufahrten nur zu genehmigten 
Garagen und Stellplätzen zul~ssig. 

§ 5 	 In dem MI-Gebiet muß die Fußbodenoberkante des untersten Geschoss e s 
mit Wohnungen höher liegen als die Oberkante der öffentlichon V~r­
kehrsfl~che, höchstens jedoch bis zu 60 cm. Im Bereich des G ~b~udeB 
ist das GelRnde mindestens bis zur Höhe der öffentlichen Verkohrs­
flnche aufzuflilIen. 

§ 6 	 Im GE-Gebiet kann bei Bürogebnuden eine Uberschreitung der Goschoß­
zahl bis zu Z 6 unter Einhaltung der ~estgesetzten GRZ und GFZ gem. 
§ 31 Abs. 1 BBauG zugelassen werden. 

§ 7 	 Die Außen flächen der baulichen Anlagen mUssen in Verblendm?uer~erk 
oder gleich8rtigen Materialien ausgeführt werden. Gliedernde FI~chen 
mit enderen Meterialien sind zul~ssig. 

§ 8 	 Dr empel und Dachgauben sind unzul~ssig. 

§ 9 	 GrenzbEbauungcn sind Ausnahmsweise nur mit dem Nachbarn zus~mmen 
zul~ssig und in Höhe, B~utiefe und Mnterinlien aufeinRnder abzustimmen. 

§ 10 	Werden Gar8gen auf oder zu derselben seitlichen Grundstücksgrenze 
hin errichtet, sind eine gemeinsame Vorderflucht und gleiche Bnu­
höhe einzuhalten. 

§ 11 	 Bei Wohngrundstlicken in MI-Gebieten sind Einfriedigungen zu 
öffentlichen VerkehrsflDchen und seitliche Einfriedigungen im 
Bereich der Vorg~rten nur bis zu einer Höhe von 80 cm, die Ubrigen 
Einfriedigungen bis zu einer Höhe von 1,50 m zul~ssig. 

§ 12 	 In GE-Gebieten und gewerblich genutzten Grundstücken im MI-Gebiet 
sind Einfriedigungen bis zu 2,00 m Höhe zul~ssig. An den Straßen­
ecken sind die Einfriedigungen auf eine Länge von 10,00 m zu 
beiden Seiten hin nur bis zu einer Höhe von 0,80 m zulRssie 
oder ein entsprechendes Sichtdreieck freizuhalten. 

§ 13 	Außer Sockelmauern bis zu einer Höhe von ~ cm sind bei §§ 11 
und 12 massive Einfriedigungen in Mauerwerk und Beton sowie 
sonstige geschlossene Einfriedigungen in Glas, Kunststoff, 
Eternit, Holz, Riedmptten o. dergI. nicht zulRssig. 
In besonderen Fällen können tusnahmen gem. § 31 (1) BBauG zuge­
lassen werden. 
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§ 14 	In MI-/GE-Gcbieten sind die an den ~ffentlichen Ve rkohrsflKchen 
liegenden nicht bebAuten Grundstücksflächen bis zu einer Tiefe 
von 10,00 m gn rtnerisch zu gestalten . Im übrigen gilt für alle 
Gebiete § 10 Abs. 1 BauO NW. 

§ 15 	Die: privqten Grünflächen entlang der Borkener Straße sind forst ­
ähnlich ,ni t Bäumen zu bepflanzen. 
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Bundesbaugesetz vom 23.6.1960 (BGEL I S , 341), 


Baunutzungs verordnung in der Fassung vom 26.11.1968 (BGBl I S . 1237), 


3. Verordnung zur Anderung der 1. Verordnung zur Durchführung des Bundesbau ­


gese tzes vom 21, 4. 19 70 (GIT. Ir..". :3 299), 


Bauordnung für das Land Nordrhein-' ~stfalen in der Fassung der Bekannt ­


m2_chung vom 27 . "1. 1970 (GIT, w., s, 96) 


Für die Erarbeitung des Ent9urfes Am 

~~J2 legen . 

Beigeordneter 

;Schrift . 

Dies e r Entwurf und die Begründung Diesor Bebauungsplan wurde durch Be ­
rvt~1 .....,~7.-S .haben gern . § 2 Abs, 6 BBauG in der 


Zeit 


vom ~. 3 "1'173 bis einschJ. ~"~ ' -:''"'1} . ~
> 

{L~: -S-
Bürgerm. SChrift~. 

Die Genehmigungsverfügung der landesbau­

behörd.e Ruhr vom .' e-7. 1.., . 1Q 7~ wurde 
Gemfß §.../0.............des SV. desbaugesetzes 


2..fn .~. o.1""2 · /{e:r7:> gern § 12 BBauG mit 
vom 23. JLJni 17( 0 (EG!.3 !. Ir S 341 ) 

dem Hinweis, daß der vorstehende Bebau ­. t d' rl \-'i_. ,.~J (c;i··,.ltr ··..r:,.. ,·,···.. I~1 vom15 lese" \""l'"J II ; ", J\'~;, !\..; ~! u.! t:J 
ungsplan ab sofort .,."iA 

.._.........:.ll ..../'11'J .... ....... 1\z...~H~.~....1~-I..L1.~ 
. , , p!epstgebäuae des Stadtbauamtes, Kaif1errir;tg 4 . 
genehmlgt wO .. ~: 2n. 

~ährend der Dienststunden zu j edurmann s
landesbaubeh6rde Ruhr 
I. A. 
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